
 

 

Antworten der 
Christlich Demokratischen Union Deutschlands (CDU) 

und der Christlich-Sozialen Union in Bayern (CSU) 
auf die Fragen vom Verein zur Förderung der Naturfreundejugend 

Deutschlands e.V. 
 
 
 
1. Das EU-Lieferkettengesetz wäre ein Meilenstein für die Stärkung von Men-

schenrechten und den Schutz von Umwelt, Klima und Biodiversität. Wie werden 

Sie sich dafür einsetzen, dafür eine Mehrheit im Rat zu schaffen? Welche Mög-

lichkeiten sehen Sie, das Gesetz in Zukunft weiter zu stärken? 

 

Antwort: 

CDU und CSU unterstützen die grundsätzlichen Anliegen eines Lieferkettengesetzes 

wie z. B. den Schutz der Menschenrechte und der Umwelt. Maßnahmen für ein nach-

haltiges Wirtschaftsmodell müssen allerdings praxisnah und nicht wachstumshem-

mend ausgestaltet werden. Wir treten daher dafür ein, dass ein künftiges EU-Liefer-

kettengesetz auf Praxistauglichkeit und internationale Wettbewerbsfähigkeit überprüft 

wird. 

 

 

2. Ein angemessener EU-Beitrag zum 1,5°C-Limit wären eine Verringerung der 

Treibhausgasemissionen um mind. 95 % bis 2035 (Kommission empfiehlt 90% 

bis 2040). Wie werden Sie sich dafür einsetzen, dass die EU-Klimapolitik kompa-

tibel mit dem Paris-Abkommen wird und das notwendige Ambitionsniveau er-

reicht? 

 

Antwort: 

Auf dem Weg zur Klimaneutralität 2050 setzen wir auf innovative Konzepte und auf 

marktbasierte Instrumente: Emissionshandel, sozialer Ausgleich, Ausbau 



 

 

Erneuerbarer Energien, Energieeffizienz und Kreislaufwirtschaft. Zudem ist unser Ziel, 

Investitionen in Innovationen für saubere Technologien freizusetzen. 

 

 

3. Die Aufnahme von Atomkraft und Gas in die EU-Taxonomie verzögert den so-

zial-ökologischen Wandel. Wie wollen Sie sich für eine Reform der EU-Taxono-

mie einsetzen, damit Erdgas- und Nuklear-Wirtschaftsaktivitäten nicht länger als 

nachhaltig gelabelt werden können? 

 

Antwort: 

Wir treten für eine Überprüfung der Taxonomie auf Praxistauglichkeit und auch im Hin-

blick auf den internationalen Wettbewerb ein. Während wir die aktuelle Ausgestaltung 

der Taxonomie im Hinblick auf die Nachhaltigkeitseinstufung begrüßen, müssen die 

Maßnahmen hin zu einem nachhaltigeren Wirtschaftsmodell praxisnah ausgestaltet 

werden und dürfen die wirtschaftliche Dynamik nicht ausbremsen. 

 

 

4. Das zentrale Förderinstrument Erasmus+ Jugend braucht eine Vereinfachung 

der Antragstellung, zuverlässige und frühzeitige Bereitstellung von bewilligten 

Mitteln. Wie planen Sie sich für eine Richtlinien Überarbeitung im Sinne einer 

verlässlichen und zukunftsfähigen Förderung einzusetzen? 

 

Antwort: 

Junge Menschen sind die Zukunft Europas. Daher wollen CDU und CSU die Begeg-

nung zwischen jungen Europäerinnen und Europäern weiter fördern und intensivieren, 

indem das Programm Erasmus+ erweitert und finanziell aufgestockt wird. Unser Ziel 

ist es, dass Studentinnen und Studenten, Auszubildende und Schüler einen Teil ihrer 

Ausbildung im europäischen Ausland absolvieren können. Um die Antragstellung bei 

Erasmus+ attraktiver zu gestalten, wollen sich CDU und CSU für eine Entbürokratisie-

rung der Antragsverfahren einsetzen, so dass beispielsweise Förderzusagen bzw. -



 

 

absagen die Projektträger schneller erreichen. Wichtig ist uns dabei eine transparente 

Kommunikation zwischen der EU-Kommission, den nationalen Agenturen und den je-

weiligen Antragstellern. Dies soll sicherstellen, dass die Ergebnisse der Halbzeitevalu-

ierung des laufenden Programms (2021-2027) und die Bewertung des Vorgängerpro-

gramms (2014-2020) in den entsprechenden Richtlinien berücksichtigt werden. 

 

 

5. Die demokratische EU steht zunehmend unter Druck. Europaweit erstarken 

antidemokratische Parteien. Diese versuchen den Rechtsstaat zurückzudrän-

gen. Wie sorgen Sie dafür, dass die Demokratie und der Rechtsstaat ein fester 

Bestandteil der EU und aller Mitgliedsstaaten bleiben? 

 

Antwort: Das Erstarken antidemokratischer Parteien bedroht unsere freiheitliche De-

mokratie und verlangt unseren vollen Einsatz für unser Europa. Wir sind überzeugt: 

Die Europäische Union kann besser werden. Um künftig ihre Erfolgsgeschichte fortzu-

setzen, muss sich die EU auf ihre Kernaufgaben konzentrieren. Sie muss für die Men-

schen da sein. Sie muss unseren Unternehmen und Arbeitnehmern im Rahmen der 

Sozialen Marktwirtschaft einen konkreten Mehrwert bieten. Die Rechtsstaatlichkeit ge-

hört zu den Grundpfeilern der EU. Sie zu gewährleisten ist unser aller Pflicht. Das 

bereits bestehende Verfahren zum Schutz der Grundwerte der EU sowie der neue EU-

Rechtsstaatsmechanismus bieten die notwendigen Handlungsspielräume, um schwer-

wiegende Verletzungen der Grundwerte durch einzelne Mitgliedstaaten zu sanktionie-

ren. Diese müssen wir nutzen. Wir wollen, dass Verstöße gegen Grundwerte des 

Rechtstaates wirksam überprüft und konsequent geahndet werden. 

 

 

6. Durch den deutsch-französischen Freundschaftspass konnten sich junge 

Menschen in Europa begegnen. In Deutschland konnte, dem ÖPNV-Flickentep-

pich ein „Deutschlandticket“ entgegenzusetzen. Wie wollen Sie erreichen, dass 



 

 

Menschen in Zukunft umweltfreundlich und kostengünstig durch Europa reisen 

können? 

 

Antwort: 

Das Bahnfahren ist eine besonders umweltfreundliche Reiseart. Mit Interrail und Dis-

coverEU existieren bereits gute Angebote, die auch großen Zuspruch finden. Bei der 

Bahn müssen wir ansetzen und das Angebot ausweiten. Wichtig ist ebenfalls der Aus-

bau der Infrastruktur und der Abbau technischer Barrieren zwischen den nationalen 

Eisenbahnsystemen.  

 

 

7. 2020 wurde die Stärkung der Jugendgarantie beschlossen. Dennoch lag die 

Jugendarbeitslosigkeit in der EU im Dezember 2023 bei 14,7 Prozent. Wie bewer-

ten Sie die beschlossene Stärkung der Jugendgarantie und wie muss diese 

eventuell noch angepasst werden? 

 

Antwort: 

CDU und CSU wollen die Jugendarbeitslosigkeit bekämpfen, denn sie ist eine Gefahr 

für den gesellschaftlichen Zusammenhalt in der EU. Insbesondere durch die Corona-

Pandemie erhöhte sich das Arbeitslosigkeitsrisiko für junge Menschen überdurch-

schnittlich und erschwerte auch den Berufseinstieg enorm. Daher wurde die EU-Ju-

gendgarantie, bspw. durch eine Erhöhung der Höchstaltersgrenze für eine Inanspruch-

nahme, verstärkt und der Fokus auf besonders schutzbedürftige junge Menschen ge-

legt. Auch wenn dies für Verbesserungen gesorgt hat, bedarf es weiterer Anpassun-

gen. Junge Menschen gehören in den Mittelpunkt der Beschäftigungspolitik. Daher 

setzen sich CDU und CSU für mehr Finanzmittel und ganz konkrete Maßnahmen ein, 

die jungen Menschen schnell helfen können. Es muss ein größerer Schwerpunkt auf 

den Erwerb von qualifizierten Fähigkeiten und Fertigkeiten gelegt werden.  

 



 

 

8. Damit Junge Menschen eine fundierte Wahlentscheidung treffen können, 

müssen auch komplexe Fragen ausführliche Antworten bekommen. Eine kom-

plexe Frage in 300 Zeichen zustellen ist jedoch schwierig. Wie wollen Sie in Zu-

kunft, im Sinne einer Teilhabe junger Menschen, sich dieses Problems anneh-

men? 

 

Antwort: 

CDU und CSU messen der Bedeutung einer fundierten Wahlentscheidung und der 

Teilhabe junger Menschen einen hohen Stellenwert bei. Komplexe Fragen erfordern 

komplexe Antworten. Vor diesem Hintergrund haben Bildungsprogramme, die darauf 

abzielen, politisches Wissen und Verständnis zu vertiefen, sowie Initiativen, die jungen 

Menschen ermöglichen sich direkt an politischen Diskussionen zu beteiligen, eine 

große Bedeutung. In Bezug auf die Herausforderung, komplexe Fragen in begrenztem 

Raum zu beantworten, bieten CDU und CSU zahlreiche Gesprächsplattformen in ana-

logen und digitalen Formaten an. 

 

 


